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Absenz von mehr als 30 Tagen infolge Krankheit oder Unfall auf den laufenden 

Tauglichkeitsentscheid 

Betroffene Person ist länger als 30 Tage arbeitsunfähig 

Das Bundesamt für Verkehr (BAV) ist die zuständige Behörde für die medizinische Tauglichkeit der 

Mitarbeitenden im Schienenverkehr. Gemäss Art. 12 Abs. 3 STEBV, muss die betroffene Person nach 

einer Arbeitsunfähigkeit von mehr als 30 Tagen, die medizinische Tauglichkeit überprüfen lassen, sofern 

sie von dem behandelnden Arzt bzw. der behandelnden Ärztin als wieder arbeitsfähig geschrieben ist. 

Die von der betroffenen Person bei der Erst-, bzw. periodischen Untersuchung unterschriebene BAV-

Vollmacht «Anhang 2a» oder «Anhang 2c» ist weiterhin rechtsgültig und muss nicht erneut 

unterzeichnet werden. 

  

Anhang 2a Anhang 2c 
 
Quelle: https://www.bav.admin.ch/de/richtlinien 

 

Dokument «30 Tage-Arztzeugnis» 

Nach einer Arbeitsunfähigkeit von mehr als 30 Tagen löst die führungsverantwortliche Person den 

Auftrag zum «30 Tage-Arzteugnis» bei der BAV-Institution Healht & Medical Service AG (HMS) aus. In 

der Folge lässt die betroffene Person sich von dem behandelnen Arzt bzw. der behandelnden Ärztin 

einen entsprechenden Arztbericht ausfüllen und übermittelt diesen an den BAV-Vertrauensarzt bzw. die 

BAV-Vertrauensärztin (Art.12 Abs. 3, 13 STEBV sowie Art. 21 Richtline des BAV «medizinische 

Tauglichkeitsuntersuchungen für Personen mit sicherheitsrelevanten Tätigkeiten im Eisenbahnbereich 

nach VTE und ZSTEBV vom 1. August 2022 V.1.4de»). 

Der behandelnde Arzt bzw. die behandelnde Ärztin ist gemäss Art. 28 Abs. 3 ATSG gegenüber der 

betroffenen Person verpflichtet, den Arztbericht auszufüllen und Auskünfte zu erteilen. 

Weiterer Prozess 

1) Sofern die betroffene Person wieder arbeitsfähig ist, ergeht durch den BAV-Vertrauensarzt bzw. die 

BAV-Vertrauensärztin ein Entscheid über die medizinische Tauglichkeit, gemäss Art. 13 VTE, Art. 13 

Abs. 3 STEBV sowie Art. 21 Richtline des BAV «medizinische Tauglichkeitsuntersuchungen für 

Personen mit sicherheitsrelevanten Tätigkeiten im Eisenbahnbereich nach VTE und ZSTEBV vom 1. 

August 2022 V.1.4de». Die betroffene Person wird als tauglich, untauglich oder bedingt tauglich 

eingestuft. Das Ergebnis der Tauglichkeitsuntersuchung wird an die betroffene Person selbst, den 

Arbeitgeber sowie an das BAV weitergeleitet. Zudem kann der BAV-Vertrauensarzt bzw. die BAV-

Vertrauensärztin Schonauflagen anordnen (siehe «IV. Entscheid»).  

2) Die betroffene Person ist weiterhin arbeitsunfähig, aber es bedarf keiner weiteren Abklärung durch 

den BAV-Vertrauensarzt bzw. die BAV-Vertrauensärztin, weil die betroffene Person beispielsweise ein 

gebrochenes Bein hat und die Genesung noch andauert. Sobald die betroffene Person wieder genesen 

ist, ergeht ein Entscheid über die medizinische Tauglichkeit (siehe «VII. Entscheid»).  
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3) Die betroffene Person ist weiterhin arbeitsunfähig. Sofern der BAV-Vertrauensarzt bzw. die BAV-

Vertrauensärztin die medizinische Fachfrage nicht ohne Spezialisten beantworten kann, wird der BAV-

Vertrauensarzt bzw. die BAV-Vertrauensärztin einen Facharztbesuch anordnen. 

Bedarf es weiteren Abklärungen im Rahmen der Arbeitsunfähigkeit oder des bestehenden 

Gesundheitsverlaufs, dann unterzeichnet die betroffene Person eine ergänzende Vollmacht, damit 

weitere Dokumente bei externen Fachpersonen / Instituten angefordert werden können. Der BAV-

Vertrauensarzt bzw. die BAV-Vertrauensärztin kann nur auf der Grundlage von vollständigen 

Gesundheitsangaben den Entscheid über die medizinische Tauglichkeit der betroffenen Person 

erstellen. Der BAV-Vertrauensarzt bzw. die BAV-Vertrauensärztin kann z.B. Untersuchungen bei 

Fachärzten-, und Ärztinnen oder eine Untersuchung in den Räumlichkeiten der HMS anordnen, gemäss 

Art. 13 Abs. 4 und 6 VTE. Durch das Unterzeichnen der ergänzenden Vollmacht entbindet die betroffene 

Person u.a. externe medizinische Einrichtungen, Ärzte und Ärztinnen sowie andere med. Fachpersonen 

gegenüber der HMS von der ihnen obliegenden Schweigepflicht gem. Art. 321 StGB, 33 ATSG und Art. 

62 DSG. Die Unterzeichnung einer ergänzenden Vollmacht ist notwendig, da die BAV-Vollmacht für 

medizinische Institute meistens nicht geläufig und eher unbekannt ist. Die Einholung der erforderlichen 

medizinischen Unterlagen gelingt mit der ergänzenden Vollmacht schneller, sodass sich die 

Prozessdauer verkürzt. Zudem ist aus rechtlicher Sicht das Sozialversicherungsrecht einschlägig, da 

es sich um Leistungen aus dem KVG, UVG, MVG oder IVG handelt. Die Rechtsgrundlage für die 

Mitwirkungspflicht des Versicherungsnehmers befindet sich in Art. 28 ATSG. Gemäss Art. 28 Abs. 3 

ATSG haben die Versicherungsnehmer alle betroffenen Personen und Stellen (Arbeitgeber, Ärztinnen 

und Ärzte, Versicherungen und Amtsstellen) zu ermächtigen, Auskünfte zu erteilen, die für die 

Abklärung des Leistungsanspruchs erforderlich sind. Darüber hinaus ist der BAV-Vertrauensarzt bzw. 

die BAV-Vertrauensärztin in Kontakt mit dem BGM der arbeitgebenden Stelle. 

Entscheid 

Der BAV-Vertrauensarzt bzw. die BAV-Vertrauensärztin erstellen den Entscheid über die medizinische 

Tauglichkeit der betroffenen Person gemäss Art. 13 Abs. 5 S.1 VTE i.V.m. Art. 12 und 13 STEBV. Die 

betroffene Person wird als tauglich, untauglich oder bedingt tauglich eingestuft. Das Ergebnis der 

Tauglichkeitsuntersuchung wird an die betroffene Person selbst, die arbeitgebende Stelle sowie an das 

Bundesamt für Verkehr weitergeleitet. 

Beschwerde 

Der BAV-Vertrauensarzt bzw. die BAV-Vertrauensärztin teilt die Beurteilung über die medizinische 

Tauglichkeit der betroffenen Person, der arbeitgebenden Stelle sowie dem BAV mit. Die betroffene 

Person, sofern sie der Anforderungsstufe 1 oder 2 angehört, kann gegen den Entscheid der 

medizinischen Tauglichkeitsuntersuchung innerhalb 10 Tagen nach der Ergebnisbekanntgabe beim 

BAV eine beschwerdefähige Verfügung verlangen, gemäss Art. 13 Abs. 5 VTE und Art. 24 der Richtlinie 

des BAV «medizinische Tauglichkeitsuntersuchungen für Personen mit sicherheitsrelevanten 

Tätigkeiten im Eisenbahnbereich nach VTE und ZSTEBV vom 1. August 2022 V.1.4de». Das Gesuch 

muss das Begehren des Beschwerdeführers sowie dessen Begründung beinhalten.  

Datenweitergabe an die arbeitgebenden Stelle 

An die arbeitgebende Stelle werden Daten nur herausgegeben, soweit diese die medizinische Eignung 

der betroffenen Person für das Arbeitsverhältnis betreffen oder zur Durchführung des 

Arbeitsverhältnisses medizinisch erforderlich sind (z.B. Informationen zum Arbeitsunfähigkeitsverlauf 

sowie zu Schonauflagen; es werden keine Diagnosen und / oder kompletten Krankenakten 

herausgegeben). Hat die betroffene Person bei Unternehmenseintritt bei ihrer arbeitgebenden Stelle 

einen Rahmenvertrag unterschrieben, worin das BGM, CM und/oder ein betriebs- und 

vertrauensärztliches Hilfsprogramm spezifisch aufgeführt ist, dann werden diese Bestimmungen in der 

Herausgabe von medizinischen Daten berücksichtigt. 
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Datenschutz 

Die HMS ist eine Tochtergesellschaft der Helsana AG, daher trägt das Logo der HMS den Zusatz «Ein 

Unternehmen der Helsana Gruppe». Die HMS erhebt und verwaltet ihre Daten selbständig. Es findet 

kein Austausch von Daten mit der Helsana Versicherungen AG (Helsana) statt. Die Daten der 

betroffenen Personen gelangen nicht an die Helsana. Die HMS bearbeitet die Daten nach dem 

schweizerischen Datenschutzgesetz sowie nach deren Datenschutzverordnung.  

 

Disclaimer 

Die in diesem Dokument beschriebenen BAV-Prozesse entsprechen den Abläufen der Health & Medical 

Service AG (HMS) und können ggf. von denen der anderen BAV-Vertrauensärzte oder BAV-

Vertrauensärztinnen abweichen. 




